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Entwurf eines Neunzehnten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
und eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 

A. Problem 

Gemäß Artikel 48 Abs. 3 des Grundgesetzes haben die Abgeordne-
ten Anspruch auf eine angemessene, ihre Unabhängigkeit sichern-
de Entschädigung. Dieser Anspruch gehört nach der verfassungs-
gerichtlichen Rechtsprechung zu den Essentialien des demokrati-
schen Prinzips. Maßstab für die Angemessenheit muß zum anderen 
der ausreichende Lebensunterhalt für den Abgeordneten und seine 
Familie während der Dauer der Zugehörigkeit im Parlament sein. 
Gleichzeitig muß die Abgeordnetenentschädigung aber auch der 
Bedeutung des Amtesunter Berücksichtigung der damit verbunde-
nen Verantwortung und Belastung sowie des diesem Amt im Ver-
fassungsgefüge zukommenden Ranges gerecht werden. 

Auf der Grundlage dieser Vorgabe hat der Deutsche Bundestag 
im Zuge der Beratungen zum Entwurf des Abgeordnetengesetzes 
festgestellt, daß sich jede mittelbare oder unmittelbare Anknüp-
fung der Höhe der Entschädigung an die Höhe der Beamtenge-
Miter verbiete und daß auch der Rang des Amtes eines Abgeord-
neten kaum in eine Skala anderer vergleichbarer Ämter eingeord-
net werden könne. Deshalb hat sich der Deutsche Bundestag bei 
der erstmaligen Festsetzung der steuerpflichtigen Abgeordneten-
entschädigung . unter anderem sowohl an den Jahresbezügen . 
kommunaler Wahlbeamter als auch der Inhaber leitender Positio-
nen im Bereich der Wirtschaft orientiert. Vor diesem Hintergrund 
wurde die monatliche Abgeordnetenentschädigung zum 1. April 
1977 auf 7 500 DM festgesetzt. 

Nachdem bis zum 1. Juli 1983 weitere Anpassungen unterblieben 
waren, wurde zwischen 1983 und 1992 die Abgeordnetenentschä-
digung unter Berücksichtigung der durchschnittlichen Einkom-
mensentwicklung angehoben. Die Anpassungen erfolgten auf der 
Grundlage des vorgeschriebenen jährlichen Berichts des Präsi-
denten, in dem allerdings regelmäßig auch die Zweifel an der Er- 
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füllung verfassungsrechtlicher Angemessenheit zum Ausdruck 
gebracht wurden. 

Sowohl die bei der Vorbereitung des Berichts der Präsidentin 
1990 zur Beratung beigezogenen unabhängigen Berater als auch 
die vom Ältestenrat 1992 eingesetzte unabhängige Kommission 
zur Überprüfung des Abgeordnetenrechts kamen in ihren schrift-
lichen Stellungnahmen zum Ergebnis, daß die Entschädigung 
ihrer Höhe nach zum jeweiligen Prüfungszeitpunkt nicht mehr 
dem verfassungsrechtlichen Maßstab der Angemessenheit ent-
spreche. 

Im Hinblick auf die parlamentarische Behandlung der beiden Be-
richte unterblieben allerdings die gebotenen weiteren Erhöhun-
gen in 1992 und 1993. Zuletzt entsprach der Ältestenrat dem Vor-
schlag der Präsidentin in ihrem Bericht vom 7. September 1994, 
für 1994 auf eine Anhebung der Entschädigung zu verzichten und 
damit einen eigenen Beitrag zu den öffentlichen Einsparungen zu 
leisten. 

Der Deutsche Bundestag hat am 21. September 1995 ein Gesetz 
zur Änderung des Artikels 48 Abs. 3 des Grundgesetzes (Druck-
sache 13/1824) beschlossen, mit dem die Abgeordnetenentschädi-
gung künftig nach den Jahresbezügen eines Richters bei einem 
obersten Bundesgericht bestimmt werden sollte. Die Ausgestal-
tung im einzelnen sollte einer einfachgesetzlichen Regelung, hier 
dem ebenfalls am 21. September 1995 beschlossenen Achtzehn-
ten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes und eines 
Fünfzehnten Gesetzes zur Änderung des Europaabgeordneten-
gesetzes auf Drucksache 13/1825 in der Fassung auf Druck-
sache 13/2340 vorbehalten bleiben. 

Gegen die im Wege der Verfassungsänderung vorgesehene 
Kopplung der Abgeordnetenbezüge an die Beamtenbesoldung 
war Kritik geltend gemacht worden. Sie beruhte auf der Feststel-
lung des Bundesverfassungsgerichtes im Urteil vom 5. November 
1995, wonach die Entschädigung nichts mit den Regelungen des 
Gehalts in den Besoldungsgesetzen zu tun habe. Sie vertrage 
auch keine Annäherung an den herkömmlichen Aufbau eines Be-
amtengehalts und keine Abhängigkeit von der Gehaltsregelung 
etwa in der Weise, daß sie unmittelbar oder mittelbar in Vom-
hundertsätzen eines Beamtengehalts ausgedrückt wird. 

Dergleichen widerstreite nach Auffassung des Gerichts der verfas-
sungsgerichtlich gebotenen selbständigen Entscheidung des Par-
laments über die Bestimmung dessen, was nach Auffassung und 
Überzeugung des Parlaments eine angemessene, die Unabhän-
gigkeit sichernde Entscheidung im Sinne des Artikels 48 Abs. 3 
des Grundgesetzes sei. Im Hinblick auf diese Rechtsprechung hat 
der Bundesrat dem Gesetz zur Änderung des Artikels 48 Abs. 3 
des Grundgesetzes nicht zugestimmt. Deshalb ist nunmehr sicher-
zustellen, daß das Achtzehnte Gesetz zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes nicht in Kraft tritt und gleichzeitig die Anpassungs-
modalitäten für die Abgeordnetenentschädigung in einer Weise 
neu geregelt werden, die der verfassungsgerichtlichen Rechtspre-
chung Rechnung trägt. 
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B. Lösung 

Die Annahme des Entwurfs eines Neunzehnten Gesetzes zur An-
derung des Abgeordnetengesetzes und eines Sechzehnten Geset-
zes zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes. Artikel 1 
dieses Gesetzes hebt das Achtzehnte Gesetz zur Änderung des 
Abgeordnetengesetzes und das Fünfzehnte Gesetz zur Änderung 
des Europaabgeordnetengesetzes auf. Diese Gesetze, die nur zu-
sammen mit der beabsichtigten Grundgesetzänderung gelten 
sollten, werden nicht wirksam. An ihre Stelle treten die in den 
Artikeln 2 und 3 des vorliegenden Gesetzentwurfs vorgesehenen 
Bestimmungen. 

Mit der vorgeschlagenen Änderung des § 11 des Abgeordneten-
gesetzes erfolgt eine maßvolle Anhebung der Abgeordnetenent-
schädigung unter Berücksichtigung zum einen der vorausgegan-
genen bewußt beschlossenen Nullrunden und zum anderen im 
Blick auf die unterbliebenen Anpassungen an die allgemeine 
Einkommensentwicklung, die aber nicht auf einer bewußten Ent-
scheidung des Deutschen Bundestages beruhten. 

Mit dem Vorschlag zur Neufassung des § 12 Abs. 2 des Abge-
ordnetengesetzes soll zum einen deutlich herausgestellt werden, 
welche mandatsbedingten Aufwendungen mit der Kostenpau-
schale abgegolten werden sollen. Zum anderen war die Preisstei-
gerung von rund 10 Prozent seit der letzten Anpassung der Ko-
stenpauschale Rechnung' zu tragen und deshalb zumindest eine 
Erhöhung um 6,4 Prozent vorzusehen, da andernfalls die Gefahr 
besteht, daß die Kostenpauschale ihre Aufgabe, nämlich Abgel-
tung des tatsächlich entstandenen Aufwands für Mandatstätig-
keiten, nicht mehr gerecht werden kann. 

Mit dem Vorschlag zur Änderung des § 18 des Abgeordnetenge-
setzes werden der Höchstbezugszeitraum für das Übergangsgeld 
halbiert und außerdem ab dem zweiten Monat alle Erwerbs- und 
Versorgungseinkünfte auf das Übergangsgeld angerechnet. 

Mit den vorgeschlagenen Änderungen der §§ 19 und 20 des Ab-
geordnetengesetzes werden strukturelle Änderungen bei der Al-
tersentschädigung vorgenommen. Insbesondere wird auf eine 
Mindestmitgliedschaft von zwei Wahlperioden als zusätzliche 
Voraussetzung für die Anwartschaft auf Altersentschädigung ver-
zichtet und damit die Ungleichbehandlung aufgegeben, die bis-
lang bei einer Mitgliedschaft von weniger als acht Jahren und bei 
einer solchen von mehr als acht Jahren besteht. 

§ 35 a des Abgeordnetengesetzes regelt die Fortgeltung bestehen-
der Ansprüche und Anwartschaften von Abgeordneten und ihrer 
Hinterbliebenen nach bisherigem Recht sowie den Zeitpunkt und 
Personenkreis derjenigen, auf die ausschließlich das neue Recht 
Anwendung findet. 

C. Alternativen 

Beibehaltung der geltenden Rechtslage. 
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D. Kosten 

1995: keine 
1996: ca. 10 Mio. DM 
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Entwurf eines Neunzehnten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
und eines Sechzehnten Gesetzes zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Aufhebung des Achtzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 

und des Fünfzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 

Das Achtzehnte Gesetz zur Änderung des Abge-
ordnetengesetzes und das Fünfzehnte Gesetz zur 
Änderung des Europaabgeordnetengesetzes vom .. . 
(einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des 
vom Deutschen Bundestag am 21. September 1995 
beschlossenen Achtzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Abgeordnetengesetzes und Fünfzehnten Geset-
zes. zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 
auf Drucksache 13/1825 in der Fassung auf Druck-
sache 13/2340) werden aufgehoben. 

Artikel 2 

Änderung des Abgeordnetengesetzes 

Das Abgeordnetengesetz vom 18. Februar 1977 
(BGBl. I S. 297), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom . . (einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle des vom Deutschen Bundestag am 
21. September 1995 beschlossenen Achtzehnten Ge-
setzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes auf 
Drucksache 13/1825 in der Fassung auf Drucksache 
13/2340) wird wie folgt geändert: 

1. § 11 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 11 

Entschädigung 

(1) Ein Mitglied des Bundestages erhält eine 
monatliche Entschädigung ab 1. Januar 1996 
von 11 200 Deutsche Mark und ab 1. Juli 1997 
von 12 000 Deutsche Mark. 

(2) Der Präsident des Deutschen Bundestages 
erhält eine Amtszulage ab 1. Januar 1996 von 
11 200 Deutsche Mark und ab 1. Juli 1997 von 
12 000 Deutsche Mark. Seine Stellvertreter er-
halten eine Amtszulage in Höhe von 50 vom 
Hundert der in Satz 1 genannten Beträge. 

(3) Der Auszahlungsbetrag der Entschädigung 
nach Absatz 1 und der Amtszulage in Absatz 2 
Satz 1 vermindert sich in Ansehung der zu den 
Kosten in Pflegefällen nach § 27 gewährten Zu-
schüsse vom 1. Januar 1995 an um ein Dreihun-
dertfünfundsechzigstel. Er beträgt ab 1. Januar 
1996 11 169,32 Deutsche Mark und ab 1. Juli  

1997 11 967,12 Deutsche Mark. Absatz 2 Satz 2 
gilt entsprechend." 

2. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Ein Mitglied des Bundestages erhält 
eine monatliche Kostenpauschale zur Abgel-
tung von 

1. Bürokosten 
zur Unterhaltung eines eingerichteten 
Wahlkreisbüros außerhalb des Sitzes des 
Deutschen Bundestages einschließlich 
Miete und Nebenkosten, Inventar und 
Büromaterial, Literatur und Medien, Po rto 
und Telefon. 

2. Unterkunfts- und Verpflegungskosten 
am Sitz des Deutschen Bundestages und 
bei Reisen mit Ausnahme von Auslands-
dienstreisen. 

3. Fahrtkosten 
für Fahrten in Ausübung des Mandats in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
unbeschadet der Regelungen in den §§ 16 
und 17. 

4. Sonstige Kosten 
für andere mandatsbedingte Kosten (Re-
präsentation, Einladungen, Wahlkreisbe-
treuung usw.), die auch sonst nicht aus 
dem der Lebensführung dienenden beruf-
lichen Einkommen zu bestreiten sind. 

Die Kostenpauschale beträgt ab 1. Januar 
1996 6 360 Deutsche Mark." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„ (3) Ein Mitglied des Bundestages erhält 
Aufwendungen für die Beschäftigung von 
Mitarbeitern zur Unterstützung bei der Erle-
digung seiner parlamentarischen Arbeit ge-
gen Nachweis ersetzt. Der Ersatzanspruch ist 
nicht auf ein anderes Mitglied des Bundesta-
ges übertragbar. Der Ersatz von Aufwendun-
gen für Arbeitsverträge mit Mitarbeitern, die 
mit dem Mitglied des Bundestages verwandt, 
verheiratet oder verschwägert sind oder wa-
ren, ist grundsätzlich unzulässig. 

Einzelheiten über den Umfang und die Vor-
aussetzungen für den Ersatz von Aufwendun-
gen, über nicht abdingbare Mindestvorschrif-
ten für den Arbeitsvertrag und sonstige Fra-
gen regeln das Haushaltsgesetz und die vom 

Ältestenrat zu erlassenden Ausführungsbe-
stimmungen. Die Abrechnung der Gehälter 
und anderen Aufwendungen für Mitarbeiter 
erfolgt durch die Verwaltung des Deutschen 
Bundestages. Eine Haftung des Deutschen 
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Bundestages gegenüber Dritten ist ausge-
schlossen. Die Mitarbeiter sind nicht Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes. Es bestehen 
keine Rechtsbeziehungen zwischen den Mit-
arbeitern und der Verwaltung des Deutschen 
Bundestages." 

3. In § 16 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 werden 
die Wörter „der Eisenbahnen des Bundes" je-
weils durch die Wörter „der Deutschen Bahn 
AG" ersetzt. 

4. In § 17 Abs. 4 Satz 1 und Satz 3 werden die Wör-
ter „Wegstreckenerstattung" jeweils durch die 
Wörter „Wegstreckenentschädigung" ersetzt. 

5. § 18 wird wie folgt geändert:  

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Ein ausscheidendes Mitglied mit einer 
Mitgliedschaft von mindestens einem Jahr er-
hält Übergangsgeld. Das Übergangsgeld wird 
in Höhe der Abgeordnetenentschädigung 
nach § 11 Abs. 1 für jedes Jahr der Mitglied-
schaft einen Monat geleistet, höchstens je-
doch 18 Monate lang. Zeiten einer früheren 
Mitgliedschaft im Bundestag, für die bereits 
Übergangsgeld gezahlt worden ist, bleiben 
unberücksichtigt. Eine Mitgliedschaft im 
Bundestag von mehr als einem halben Jahr 
gilt als volles Jahr bei der Berechnung nach 
Satz 2." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Ab dem zweiten Monat nach dem Aus-
scheiden aus dem Bundestag werden alle Er-
werbs- und Versorgungseinkünfte auf das 
Übergangsgeld angerechnet. Eine Anrech-
nung der Bezüge aus der Mitgliedschaft im 
Europäischen Parlament entfällt, wenn be-
reits seitens des Europäischen Parlaments die 
Anrechnung des Übergangsgeldes auf die 
dortigen Bezüge bestimmt ist. " 

6a. § 19 Satz 1 und 2 erhält folgenden Wortlaut: 

„Ein Mitglied erhält nach seinem Ausscheiden 
eine Altersentschädigung, wenn es das fünfund-
sechzigste Lebensjahr vollendet hat. Mit jedem 
weiteren Jahr nach Vollendung des achten bis 
zum achtzehnten Jahr der Mitgliedschaft im 
Bundestag entsteht der Anspruch auf Altersent-
schädigung ein Lebensjahr früher." 

6b.§ 20 Satz 1 und 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Altersentschädigung beträgt bei einer Mit-
gliedschaft von mindestens einem Jahr 3,75 vom 
Hundert der Entschädigung nach § 11 Abs. 1. 
Sie erhöht sich für jedes weitere Jahr der Mit-
gliedschaft bis zum 20. Jahr um 3,75 vom Hun-
dert. " 

7. § 21 wird ersatzlos gestrichen. 

8. § 22 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

In Satz 1 wird das Wort  „fünfunddreißig" durch 
das Wort „dreißig" und das Wo rt  „Entschädi

-

gung" durch das Wort „Abgeordnetenentschädi-
gung" ersetzt. 

9. In § 24 Abs. 1 werden in den Sätzen 2 und 3 die 
Wörter „Entschädigung" jeweils durch die Wör-
ter „Abgeordnetenentschädigung" ersetzt. 

10. In § 25 a Abs. 2 werden die Wörter „Anteil der 
Mindestaltersentschädigung" durch die Wörter 
„Steigerungssatz nach § 20 Satz 2" ersetzt. 

11. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Hat ein Mitglied des Bundestages ne-
ben der Abgeordnetenentschädigung nach 
§ 11 Anspruch auf Einkommen aus einem 
Amtsverhältnis oder aus der Verwendung im 
öffentlichen Dienst, so wird die Abgeordneten-
entschädigung nach § 11 um 50 vom Hundert 
gekürzt; der Kürzungsbetrag darf jedoch 
30 vom Hundert des Einkommens nicht über-
steigen. Entsprechendes gilt für ein Einkom-
men aus einem Amtsverhältnis oder einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst einer zwi-
schen- oder überstaatlichen Einrichtung. Die 
Abgeordnetenentschädigung ruht in voller 
Höhe neben einer Entschädigung nach dem 
Abgeordnetengesetz eines Landes. Hat ein 
Mitglied des Bundestages neben der Abge-
ordnetenentschädigung nach § 11 Anspruch 
auf Versorgungsbezüge aus einem Amtsver-
hältnis eines Landes oder aus einem Amtsver-
hältnis beziehungsweise einer Verwendung 
im öffentlichen Dienst einer zwischen- oder 
überstaatlichen Einrichtung, so wird die 
Abgeordnetenentschädigung nach §. 11 um 
50 vom Hundert dieser Versorgungsbezüge, 
höchstens jedoch um 50 vom Hundert der Ab-
geordnetenentschädigung nach § 11 Abs. 1 
gekürzt. Eine Berücksichtigung der in den 
Sätzen 2 bis 4 genannten Bezüge entfällt 
dann, wenn die Anrechnung der Bezüge be-
ziehungsweise das Ruhen der Entschädigung 
für die Ausübung des Landtagsmandats be-
reits durch landesrechtliche Vorschriften oder 
seitens der zwischen- oder überstaatlichen 
Einrichtung bestimmt wird. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„ (2) Versorgungsansprüche aus einem 
Amtsverhältnis des Bundes oder aus einer 
Verwendung im öffentlichen Dienst ruhen ne-
ben der Abgeordnetenentschädigung nach 
§ 11 um 50 vom Hundert , höchstens jedoch 
um 50 vom Hundert der Abgeordnetenent-
schädigung nach § 11 Abs. 1. Entsprechendes 
gilt für Renten aus einer gesetzlichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung für Angehö-
rige des öffentlichen Dienstes; § 55 Abs. 3 
und 4 des Beamtenversorgungsgesetzes sind 
sinngemäß anzuwenden. " 

c) In Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 und 
Absatz 5 Satz 1 werden die Wörter „Entschä-
digung" jeweils durch die Wörter „Abgeord-
netenentschädigung" ersetzt. 
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d) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Versorgung nach diesem Gesetz ruht bis 
zur Höhe der Versorgung des Europäischen 
Parlaments, soweit nicht bereits seitens des 
Europäischen Parlaments die Anrechnung 
der Versorgung nach diesem Gesetz auf die 
dortige Versorgung bestimmt ist." 

12. § 30 wird wie folgt gefaßt: 

"§30 

Anpassungsverfahren 

(1) Der Bundespräsident beruft nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes eine Kommission unab-
hängiger Sachverständiger. Diese Kommission 
hat zu Beginn ihrer Tätigkeit eine für die Ange-
messenheit der Abgeordnetenentschädigung 
des § 11 maßgebliche Bezugsgröße und für die 
Kostenpauschale gemäß § 12 Abs. 2 einen 
Warenkorb derjenigen Güter und Leistungen 
festzulegen, die mit ihr typischerweise abgegol-
ten werden. 

(2) Die Kommission unabhängiger Sachver-
ständiger stellt jährlich, erstmals zum 31. März 
1998, die für die Entschädigung und Kostenpau-
schale maßgeblichen Einkommens- und Preis-
veränderungen für das vorausgegangene Ka-
lenderjahr fest. Das Ergebnis legt die  Kommis-
sion dem Präsidenten des Deutschen Bundesta-
ges in Form eines Berichts vor. Sie kann diesen 
Bericht mit einer Empfehlung zur Anpassung der 
Entschädigung gemäß § 11 und der Kostenpau-
schale gemäß § 12 Abs. 2 verbinden. 

(3) Legt die Kommission dem Deutschen Bun-
destag eine Anpassungsempfehlung vor, so berät 
und beschließt er unter Berücksichtigung dieser 
Empfehlung. 

(4) Die Kommission wird jeweils für die Amts-
zeit des Bundespräsidenten berufen." 

13. In § 31 Satz 1 und 3 werden die Wörter „Entschä-
digung" jeweils durch die Wörter „Abgeordne-
tenentschädigung" ersetzt. 

14. In § 32 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 8 Satz 1 werden 
die Wörter „Entschädigung" jeweils durch die 
Wörter „Abgeordnetenentschädigung" ersetzt. 

15. § 34 wird wie folgt gefaßt: 

„ § 34 

Ausführungsbestimmungen 

(1) Soweit durch Bundesgesetz dazu ermäch-
tigt, kann der Ältestensrat Ausführungsbestim-
mungen zur Rechtsstellung der Mitglieder des 
Bundestages erlassen, die vom Präsidenten im 
Amtlichen Handbuch des Deutschen Bundesta-
ges veröffentlicht werden. 

(2) Der Ältestenrat kann allgemeine Verwal-
tungsvorschriften zu diesem Gesetz erlassen. 

(3) Der Präsident veröffentlicht in einer Anlage 
zum Abgeordnetengesetz im Amtlichen Hand-
buch des Deutschen Bundestages den Betrag der 
Kostenpauschale. " 

16. Nach § 35 wird folgender § 35 a eingefügt: 

„§ 35a 

Übergangsregelungen 
zum Neunzehnten Änderungsgesetz 

(1) § 35 Abs. 1, 3 und 4 findet entsprechende 
Anwendung auf den Übergang durch das Acht-
zehnte Änderungsgesetz. 

(2) Absatz 1 gilt für Ansprüche nach § 18 je-
doch nur mit der Maßgabe, daß sie sich vom Be-
ginn der 14. Wahlperiode an ausschließlich nach 
diesem Gesetz richten. Eine zum Ende der 
13. Wahlperiode für den Fall des Ausscheidens 
zu beanspruchende längere Bezugsdauer nach 
bisherigem Recht darf jedoch im Falle des Aus-
scheidens nach einer späteren erneuten Mit-
gliedschaft nicht unterschritten werden. " 

17. § 50 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Höhe dieser Beträge und des Oppositions- 
zuschlages legt der Deutsche Bundestag jähr-
lich fest." 

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

„Dazu erstattet der Präsident dem Deutschen 
Bundestag im Benehmen mit dem Ältestenrat 
jeweils bis zum 30. September einen Bericht 
über die Angemessenheit der Beträge und 
des Oppositionszuschlages und legt zugleich 
einen Anpassungsvorschlag vor. " 

Artikel 3 

Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 

Das Europaabgeordnetengesetz vom 6. Ap ril 1979 
(BGBl. I S. 413), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom ... (einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle des vom Deutschen Bundestag am 
21. September 1995 beschlossenen Fünfzehnten Ge-
setzes zur Änderung des Europaabgeordnetengeset-
zes auf Drucksache 13/1825 in der Fassung auf 
Drucksache 13/2340) wird wie folgt geändert: 

1. § 9 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 9 
Entschädigung 

Ein Mitglied des Europäischen Parlaments, das 
nicht dem Deutschen Bundestag angehört, erhält 
eine monatliche Entschädigung gemäß § 11 Abs. 1 
und 3 des Abgeordnetengesetzes." 

2. § 10 b wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „ § 32 Abs. 4 bis 8, 
§§ 35, 37 und 38 Abs. 1 des Abgeordnetenge-
setzes" durch die Angabe „ § 32 Abs. 4 bis 8, 
§§ 35, 35a, 37 und 38 Abs. 1 des Abgeordneten-
gesetzes" ersetzt. 

b) In Satz 3 wird das Wort „Entschädigung" durch 
das Wort  „Abgeordnetenentschädigung" er-
setzt. 
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3. In § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird das Wort  „Entschä-
digung" durch das Wort  „Abgeordnetenentschä-
digung" ersetzt. 

Artikel 4 

Neufassung des Abgeordnetengesetzes 

Das Bundesministerium des Innern kann den Wort-
laut des Abgeordnetengesetzes in der vom Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes an geltenden Fassung im Bun-
desgesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Bonn, den 29. November 1995 

Jörg van Essen 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 

Zu den einzelnen Vorschriften 

I. Zu Artikel 1 

Mit dem Achtzehnten Gesetz zur Änderung des Ab-
geordnetengesetzes und dem Fünfzehnten Gesetz 
zur Änderung des Europaabgeordnetengesetzes 
wollte der Deutsche Bundestag dem Verfassungsauf-
trag aus Artikel 48 Abs. 3 des Grundgesetzes in sei-
ner zuvor beschlossenen geänderten Fassung nach-
kommen. Der Bundesrat hat dem Gesetz zur Ände-
rung des Artikels 48 Abs. 3 des Grundgesetzes auf 
Drucksache 13/1824 indessen nicht zugestimmt. Da-
mit fehlt eine wesentliche Voraussetzung für das 
Achtzehnte Gesetz zur Änderung des Abgeordneten-
gesetzes und das Fünfzehnte Gesetz zur Änderung 
des Europaabgeordnetengesetzes auf Drucksache 
13/1825 in der Fassung auf Drucksache 13/2340. Die-
sem Umstand trägt der vorliegende Gesetzentwurf 
Rechnung, indem er bestimmt, daß die vorgenannten 
Änderungsgesetze aufgehoben werden. Sie erlangen 
zu keinem Zeitpunkt Wirksamkeit. Vielmehr gilt das 
Abgeordnetengesetz mit der Verkündung dieses Ge-
setzes in der Fassung des Neunzehnten Änderungs-
gesetzes und das Europaabgeordnetengesetz in der 
Fassung des Sechzehnten Änderungsgesetzes. 

II. Zu Artikel 2 

1. Zu § 1 1 

Die Fraktion der F.D.P. lehnt eine Orientierung der 
Abgeordnetenbezüge allein an den Jahresgehäl-
tern von Beamten bzw. Richtern der Besoldungs-
gruppe B6/R6 ab. Die Abgeordneten sind keine 
Richter und keine Beamten, sie haben ein öffent-
liches Amt, sind aber kein öffentlicher Dienst. Es 
muß deshalb die Vorgabe durch das Bundesverfas-
sungsgericht weitergelten: Die Entschädigung „ver-
trägt keine Annäherung an den herkömmlichen Auf-
bau eines Beamtengehalts und keine Abhängigkeit 
von der Gehaltsregelung" (BVerfGE 40, 296, 316). 
Vielmehr muß es bei der verfassungsrechtlich gebo-
tenen selbständigen Entscheidung des Parlaments 
über die Bestimmung dessen bleiben, was eine an-
gemessene Entschädigung ist. Im Hinblick auf die 
zwischen 1977 und 1995 erfolgte Einkommensent-
wicklung bei abhängig Beschäftigten wie bei Selb-
ständigen und freiberuflich Tätigen einerseits und 
unter Berücksichtigung bewußter Entscheidungen 
des Deutschen Bundestages über eine modifizierte 
Abänderung dessen, was nach seiner Auffassung an-
gemessen ist, wird eine Anhebung der Entschädi-
gung zum 1. Januar 1996 auf 11 200 DM und zum 
1. Juli 1997 auf 12 000 DM als geboten aber auch als 
ausreichend angesehen. 

2. Zu § 12 

Die Kostenpauschale ist grundsätzlich beizubehal-
ten. Die zur unabhängigen Wahrnehmung des Man-
dats erforderliche finanzielle und materielle Ausstat-
tung darf nicht vom Umfang individueller Aktivitäten 
abhängig sein, sondern muß für alle Abgeordneten 
eine möglichst große Chancengleichheit gewährlei-
sten. Angesichts der individuell sehr unterschiedli-
chen Schwerpunkte in der A rt  der Mandatsausübung 
einerseits und der objektiven örtlichen Gegebenhei-
ten der zu betreuenden Wahlkreise andererseits er-
scheint eine Pauschalierung des Aufwendungsersat-
zes am angemessensten. 

Aber wie die Entschädigung ist auch die Kostenpau-
schale dem Betrag nach gemessen an der Preisent-
wicklung nur unterdurchschnittlich angepaßt wor-
den. Auch ist nicht etwa nur der Wahlkreis, sondern 
das gesamte Bundesgebiet verfassungsrechtlich als 
Mandatsgebiet zu berücksichtigen. Das Bundesgebiet 
und damit das Mandatsgebiet insgesamt ist durch 
die Einigung deutlich größer geworden, ohne daß die 
damit verbundenen höheren materiellen Aufwen-
dungen durch eine Anpassung der Amtsausstattung 
angemessen berücksichtigt wurden. Deshalb ist eine 
maßvolle Anhebung des seit 1. Juli 1992 unverände rt 

 gebliebenen Betrages der Kostenpauschale um 6,4 % 
auf 6 360 DM geboten. Zusammen mit der Erhöhung 
der Entschädigung zum 1. Juli 1997 ist auch eine an 
der Preisentwicklung ausgerichtete weitere Erhö-
hung der Kostenpauschale unverzichtbar. Eine Inde-
xierung ohne Festlegung der Beträge durch Gesetz 
wird dagegen abgelehnt. 

§ 12 Abs. 3 regelt wesentliche Fragen des Ersatzes von 
Aufwendungen für Mitarbeiter im Gesetz selbst. Die 
Vorschrift, deren nähere Ausgestaltung in Ausfüh-
rungsbestimmungen erfolgt, orientiert sich am Recht 
des Abgeordneten, das Mandat unabhängig nach ei-
gener Gestaltungsfreiheit (in politisch-inhaltlicher und 
organisatorisch-administrativer Hinsicht) auszuüben, 
andererseits aber auch daran, die Integ rität des status-
sichernden Instituts der Amtsausstattung zu wahren. 

Die Regelungen in den Sätzen 1 bis 9 entsprechen in-
haltlich den derzeitigen auf Grundlage des § 12 Abs. 3 
(alte Fassung) und des § 34 des Abgeordnetengeset-
zes vom Ältestenrat erlassenen „Ausführungsbe-
stimmungen für den Ersatz von Aufwendungen, die 
den Mitgliedern des Bundestages durch die Beschäfti-
gung von Mitarbeitern entstehen" (vom 19. Januar 
1978 in der Fassung vom 7. September 1994). Die 
Sätze 1 und 2 entsprechen Nummer 1, Satz 3 ent-
spricht Nummer 5, die Sätze 6 und 7 entsprechen 
Nummer 10, die Sätze 8 und 9 entsprechen Nummer 7 
dieser Ausführungsbestimmungen. Die grundsätz-
liche Unzulässigkeit des Ersatzes von Aufwendun-
gen für Arbeitsverträge mit Angehörigen wird ihrer 
wesentlichen Bedeutung wegen auf eine gesetzliche 
Grundlage gestellt. 
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Hinsichtlich der Regelung übriger Fragen, von denen 
Satz 4 die Kompetenz zum Erlaß unabdingbarer Min-
destvorschriften für den Arbeitsvertrag hervorhebt 
(„Mustervertrag” Nummer 7 Satz 2 der Ausführungs-
bestimmungen), kann es gemäß § 34 auch künftig 
bei der Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen an 
den Ältestenrat verbleiben. Ersetzt werden Gehälter 
bis zu einem Höchstbetrag, der sich aus dem Haus-
haltsplan ergibt und der der Tarifentwicklung im öf-
fentlichen Dienst angepaßt wird. Dieser Betrag muß 
ausreichen, die erforderliche Zahl von Mitarbeitern, 
darunter einen wissenschaftlich-qualifizierten Mitar-
beiter, zur Unterstützung bei der parlamentarischen 
Arbeit einzusetzen. Voraussetzung für den Ersatzan-
spruch ist der Abschluß eines Arbeitsvertrages, der 
mindestens die vom Ältestenrat beschlossenen Rege-
lungen (Musterarbeitsvertrag) enthalten muß. 

3. Zu § 18 

Übergangsgeld wird nach bisher geltendem Recht je 
Wahlperiode für jeweils sieben Monate in Höhe der 
Entschädigung von 10 366 DM gewährt. Der An-
spruch in der jetzigen Ausgestaltung hat immer wie-
der Kritik als zu großzügig erfahren. Beanstandet 
wurde auch, daß lediglich Bezüge aus öffentlichen 
Kassen angerechnet werden, nicht aber sonstige Er-
werbs- und Versorgungseinkünfte. Das führe dazu, 
daß im Einzelfall erheblich mehr geleistet werde, als 
zur beruflichen Wiedereingliederung des ausschei-
denden Abgeordneten erforderlich ist. 

Die deutlichen Leistungseinschnitte der Neufassung 
tragen diesen auch von der „Unabhängigen Kommis-
sion zur Überprüfung des Abgeordnetenrechts" 
(Drucksache 12/5020, S. 13f.) geteilten Bedenken 
Rechnung. 

Der verfassungsrechtlich gewährleistete Anspruch 
auf eine angemessene Abgeordnetenentschädigung 
beinhaltet auch Leistungen für die unmittelbare Zeit 
nach Beendigung des Mandats. Der Abgeordnete 
darf sich um der späteren beruflichen Absicherung 
willen nicht in seiner Entscheidungsfreiheit einge-
engt sehen. 

Das Übergangsgeld soll als Starthilfe den Wiederauf-
bau einer beruflichen Existenz oder - wenn wegen 
fortgeschrittenen Alters nicht mehr in den Beruf zu-
rückgekehrt werden kann - den Anschluß an eine 
Altersentschädigung sichern (vgl. „Bericht und An-
trag des 2. Sonderausschusses" vom 30. November 
1976, Drucksache 7/5903). 

Dieser Funktion wird das Übergangsgeld auch in sei-
ner geänderten Fassung gerecht. 

§ 18 Abs. 2 Satz 1 der Neufassung sieht die Anrech-
nung aller Erwerbs- und Versorgungseinkünfte auf 
das Übergangsgeld ab dem zweiten Monat nach dem 
Ausscheiden aus dem Deutschen Bundestag vor. Er-
werbseinkünfte im Sinne der Bestimmung sind dabei 
Arbeitsentgelte, Arbeitseinkommen und vergleich

-

bare Einkommen. 

Nach der Neufassung des § 18 Abs. 2 Satz 1 werden 
auch Bezüge aus öffentlichen Kassen im ersten Mo

-

nat nach dem Ausscheiden - anders als bisher - an

-

rechnungsfrei gestellt. Der befristete Verzicht auf die 
Anrechnung läßt sich mit dem Wiedereingliede-
rungszweck des Übergangsgeldes, der im ersten Mo-
nat nach dem Ausscheiden besonders zum Tragen 
kommt, rechtfertigen. 

Es ist diskutiert worden, ob Gleiches nicht im Falle 
des § 29 Abs. 4 gelten müsse, wenn ein ehemaliges 
Mitglied bei seinem Ausscheiden auf das Über-
gangsgeld verzichtet und sofort Versorgungsbezüge 
erhält. Bei der Ruhensregelung für die Altersentschä-
digung nach § 29 Abs. 4 ist die Sachlage indessen 
eine andere: Wer neben Versorgungsbezügen nach 
dem Abgeordnetengesetz Versorgungsbezüge aus 
einem Amtsverhältnis oder einer Verwendung im öf-
fentlichen Dienst erhält, hat im Regelfall ein Lebens-
alter erreicht, in dem typischerweise eine Wiederein-
gliederung in das Berufsleben nicht mehr beabsich-
tigt ist. Deshalb erscheint es in diesen Fällen sachlich 
nicht gerechtfertigt, bef ristet eine Doppelalimenta-
tion hinzunehmen. 

§ 18 Abs. 2 Satz 2 trägt Rechtsänderungen bei der fi-
nanziellen Ausstattung der Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments Rechnung und stellt sicher, daß 
Doppelanrechnungen unterbleiben. 

4. Zu den §§19,20 

Die Altersversorgung der Abgeordneten ist vom Bun-
desverfassungsgericht als Annex der Bezahlung der 
Abgeordneten während des Mandats bezeichnet 
worden. In den meisten Altersversorgungssystemen 
richtet sich die Höhe der Versorgungsanwartschaft 
linear nach der Dauer der versorgungsrechtlich be-
rücksichtigungsfähigen Zeiten. Im Unterschied zu 
diesen Systemen werden bei der Altersversorgung 
der Abgeordneten aber nur tatsächliche Mitglieds-
zeiten im Parlament berücksichtigt. Dies und die Tat-
sache, daß es sich beim Mandat um ein Amt auf Zeit 
ohne langfristige Berufsperspektive und berufliche 
Entwicklung handelt, rechtfertigt einen gegenüber 
den anderen Systemen etwas höheren Steigerungs-
satz. Eine Mindestmitgliedschaft von zwei Wahlpe-
rioden als zusätzliche Voraussetzung für eine An-
wartschaft auf Altersentschädigung führt dagegen 
im Ergebnis zu einer versorgungsrechtlichen Un-
gleichbehandlung der Mandatsträger mit geringeren 
Mitgliedszeiten. Diese Ungleichbehandlung ist auf-
zugeben und für jedes Mitgliedsjahr eine gleich hohe 
Anwartschaft zu gewähren. Dadurch wird der An-
reiz, eine Mindestmitgliedschaft im Bundestag von 
acht Jahren zu erreichen, gesenkt und die durch-
schnittliche Verweildauer im Parlament verringert. 

5. Zu § 21 

Die Notwendigkeit einer Berücksichtigung von 
Mandatszeiten in anderen Parlamenten erübrigt 
sich durch die vorgeschlagene Änderung der §§ 19 
und 20. 

6. Zu§22 

§ 22 Abs. . 1 wird an die neue Struktur der Altersent

-

schädigung angepaßt. Der Mindestsatz der Alters- 
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entschädigung bei Gesundheitsschäden betrug bis-
her 35 vom Hundert der Abgeordnetenentschädi-
gung nach § 11 Abs. 1. Dies entsprach dem bisheri-
gen Steigerungssatz in den ersten acht Jahren der 
Parlamentszugehörigkeit und damit der Mindestmit-
gliedschaft für den Erwerb eines Anspruches auf 
Altersentschädigung. Unter Berücksichtigung der 
Absenkung des Steigerungssatzes wird der Mindest-
satz in § 22 Abs. 1 Satz 1 bei Beibehaltung des Acht-
Jahreszeitraumes als Bezugsgröße 30 vom Hundert 
betragen. 

7. Zu §25a 

Die Neufassung von Absatz 2 ist im Hinblick auf die 
Änderung des § 20 notwendig. Besteht im Zeitpunkt 
des Eintritts der Rechtshängigkeit des Scheidungsan-
trages noch kein Anspruch auf eine Altersentschädi-
gung, so ist für jedes Jahr der Mitgliedschaft im Bun-
destag künftig der entsprechende Steigerungssatz 
nach § 20 Satz 2 (3 vom Hundert) zu berücksichtigen. 

8. Zu§ 29 

§ 29 Abs. 6 Satz 2 zweiter Halbsatz schließt - ebenso 
wie § 18 Abs. 2 Satz 2 der Nove lle - aus, daß es unter 
den vom Gesetz genannten Voraussetzungen zu ei-
ner doppelten Anrechnung von Versorgungsbezügen 
kommt. 

Im übrigen sind in § 29 sprachliche Anpassungen 
vorgenommen worden. 

9. Zu § 30 

Analog zu § 18 Abs. 6 bis 8 des Parteiengesetzes ist 
auch zur Ermittlung der angemessenen Entschädi-
gung im Sinne des Artikels 48 Abs. 3 des Grundge-
setzes ein unabhängiges Sachverständigengremium 
beim Bundespräsidenten einzusetzen. Dies soll - 
erstmals für das Jahr 1998 - die Parameter für die An-
gemessenheit der Entschädigung und der Kosten-
pauschale überprüfen und festsetzen und dem Deut-
schen Bundestag Empfehlungen zur Anpassung vor-
legen, aufgrund derer der Deutsche Bundestag auch 
erst gesetzgeberisch tätig werden können soll. 

10. Zu § 34 

g 34 Abs. 1 stellt einerseits klar, daß auch im Bereich 
des Abgeordnetengesetzes, wie im Parlamentsrecht 
allgemein, eine Delegation von Entscheidungsbefug-
nissen zulässig ist, die im Falle der einzelnen Er-
mächtigung auch vollzogen werden muß. Anderer-
seits wird im Hinblick auf den Publizitätsgrundsatz 
für Rechtsvorschriften geregelt, wer zur Veröffentli-
chung innerparlamentarischer Rechtsvorschriften zu-
ständig ist - nämlich der Präsident des Deutschen 
Bundestages - und welches amtliche Verkündungs-
blatt zu benutzen ist, nämlich das inzwischen für 
die Veröffentlichung von parlamentsrechtlichen Vor-
schriften mehrfach genutzte Amtliche Handbuch 
des Deutschen Bundestages. Bei der Veröffent-
lichung der Parlamentsvorschriften ist davon auszu

-

gehen, daß die Veröffentlichung von Ausführungsbe-
stimmungen des Ältestenrates zum Abgeordneten-
gesetz entsprechend der bisherigen Praxis bei ande-
ren parlamentarischen Rechtsvorschriften und bei 
Entscheidungen über die Fortgeltung von Vorschrif-
ten des Parlamentsrechts in neuen Wahlperioden zu-
sätzlich auch im Bundesanzeiger erfolgt. Die Ver-
pflichtung des Präsidenten, sowohl Ausführungsbe-
stimmungen zur Rechtsstellung der Abgeordneten 
(§ 34 Abs. 1) als auch jeweils jährlich die zum 1. Janu-
ar eines jeden Jahres angepaßten Beträge der Ko-
stenpauschale im Amtlichen Handbuch des Deut-
schen Bundestages zu veröffentlichen (§ 34 Abs. 3), 
sichert die notwendige Transparenz auch im Hinblick 
auf die finanzielle Ausstattung der Abgeordneten. 

§ 34 Abs. 2 ergänzt Abs. 1 um eine Ermächtigung 
zum Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschriften, die 
zusätzlich für die Anwendung des Abgeordnetenge-
setzes und seiner Ausführungsvorschriften erforder-
lich werden. 

Im Zusammenhang mit der Änderung des § 34 ist auf 
die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. Mai 1965 - 
VerfGH 20/93 hingewiesen worden, in der die Be-
deutung der Wesentlichkeitstheorie für das Parla-
mentsrecht behandelt worden ist. Ob und inwieweit 
dieser Rechtsauffassung des Verfassungsgerichtsho-
fes für das Land Nordrhein-Westfalen auch für die 
Bundesebene zu folgen ist, wird durch die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts über die an-
hängige Klage zum rheinland-pfälzischen Abgeord-
netengesetz (2 BvH 4/91) geklärt werden, möglicher-
weise auch durch die Entscheidung über die anhän-
gige Klage gegen das thüringische Abgeordnetenge-
setz (2 BvH 3/91). Die Neufassung des § 34 des Abge-
ordnetengesetzes ist insoweit offen. Sie beschreibt 
indes zutreffend die geltende Rechtslage. 

11. Zu §35a 

§ 35 a des Gesetzentwurfs läßt aus Gründen des Ver-
trauens und des Bestandsschutzes im Hinblick auf 
den nach Artikel 14 des Grundgesetzes geschützten 
Charakter der Leistungen nach bisherigem Recht be-
stehende Ansprüche und Anwartschaften von Abge-
ordneten und ihren Hinterbliebenen auf Leistungen 
nach dem Fünften Abschnitt unberührt, ebenso das 
Vertrauen der Abgeordneten, die bei einer Bewer-
bung um ein Mandat für die 13. Wahlperiode davon 
ausgehen durften, daß sie Versorgungsleistungen 
nach altem Recht erwerben würden. 

Bei der Anpassung der Abgeordnetenentschädigung 
handelt es sich nicht um eine Strukturänderung, son-
dern lediglich um eine Korrektur von Defiziten in der 
Höhe des Betrages. Deshalb muß sich die Anpassung 
der Abgeordnetenentschädigung in vollem Umfang 
auch auf die Versorgung auswirken. 

Das Übergangsgeld wird mit Beginn der neuen 
Wahlperiode ausschließlich nach neuem Recht fest-
gesetzt, wobei bis zum Ende der 13. Wahlperiode er-
reichte Anwartschaften unangetastet bleiben. 
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12. Zu § 50 	 IV. Zu Artikel 4 

Die Neufassung des § 50 war im Hinblick auf die An

-

derung des § 30 erforderlich. 	 Artikel 4 ermächtigt das Bundesministerium des In

-

nern zur Neubekanntmachung des Abgeordnetenge-
setzes in seiner ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 

III. Zu Artikel 3 	 geltenden Fassung. 

Die Entschädigung von Europaabgeordneten und 
die Leistungen an die ehemaligen Mitglieder des Eu-
ropäischen Parlaments und ihre Hinterbliebenen 
werden in den §§ 9 und 10b den Regelungen für V. Zu Artikel 5 
Bundestagsabgeordnete und ihre Hinterbliebenen 
angepaßt. 	 Artikel 5 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


